
Landesrechnungshof Niederösterreich   I 

 

Brückenbau, Großbrücken-Planung, Nachkontrolle 
Zusammenfassung 

Die Nachkontrolle zum Bericht „Brückenbau, Großbrücken-Planung“ ergab, 
dass 13 von 15 Empfehlungen des Landesrechnungshofs ganz oder teilweise 
entsprochen wurde.  

Bei der Straßen- und Brückenplanung wichen die veranschlagten von den 
tatsächlichen Ausgaben noch stark ab, wobei die Mehr- bzw. Minderausgaben 
innerhalb der deckungsfähigen Ansätze der Gruppe Straße ausgeglichen wur-
den. Der Voranschlag sollte jedoch möglichst realistisch erstellt werden. Auch 
das projektorientierte Dokumentationssystem ist noch fertig zu stellen. 

Das Verkehrs-Raumordnungsprogramm aus dem Jahr 1975 wurde von der 
NÖ Landesregierung aufgehoben. 

Die Gruppe Straße und die Abteilung Brückenbau ST5 haben bereits rund 
90 Prozent der Empfehlungen umgesetzt und damit strukturelle Verbesse-
rungen bewirkt, weil Aufgaben und Zuständigkeiten geklärt, Vergaberegeln 
für die Gruppe Straße neu gefasst, die Abwicklung von Straßen- und Brücken-
bauvorhaben mit einer eigenen Dienstanweisung vereinheitlicht und ein 
Internes Kontrollsystem eingerichtet wurden. Die Dienstanweisung für „Stra-
ßen- und Brückenbauvorhaben“ war noch weiter an die für „Hochbauvorha-
ben“ anzugleichen, um einheitliche Vorgangsweisen innerhalb des NÖ Lan-
desdienstes sicherzustellen. 

Seit 1. Februar 2011 war die Abteilung Brückenbau ST5 wieder für den gesam-
ten Brückenbaubereich zuständig. Die Übertragung einzelner Brückenbau-
Aufgaben an die Straßenbauabteilungen wurde neu festgelegt. Bereits seit 
1. Juli 2010 waren die Angelegenheiten der Straßenbauabteilungen festgelegt. 

Auch die Empfehlungen zu den Bau- und Dienstleistungsaufträgen für die 
Großbrücken-Planung wurden bereits großteils umgesetzt. Bei den Vergabe-
verfahren sind noch die Unterscheidung der Dienstleistungsarten sowie die 
siebentägige Stillhaltefrist im Ablauf des Verhandlungsverfahrens im Unter-
schwellenbereich vorzusehen. 

Die NÖ Landesregierung teilte Anfang September 2011 in ihrer Stel-
lungnahme mit, dass die noch offenen Empfehlungen bis auf eine 
umgesetzt werden. Lediglich die Einbindung des NÖ Landtags bei 
Großbauvorhaben ab 3,6 Millionen Euro Gesamtkosten soll – anders 
als im Hochbau – weitgehend nicht gesondert erfolgen. 




